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Widmung


Dieses Buch ist Aylan Kurdi gewidmet. Es ist der Name des Dreijährigen, der eine zweifelhafte Berühmtheit erlangte, als sein lebloser Körper im September 2015 an der Mittelmeerküste angeschwemmt wurde. Er war auf der Flucht aus Syrien mit seinen Eltern in den Fluten des Mittelmeers ertrunken. Fotos von der Bergung des kleinen Leichnams am Strand gingen um die Welt. Sie wurden zum Symbol für die Erkenntnis, dass es bei Migration nicht nur um abstrakte politische und gesellschaftliche Entwicklungen und nicht nur um Statistiken geht, sondern in erster Linie um menschliche Schicksale. Wir wissen nicht, was aus Aylan Kurdi geworden wäre, hätte er das rettende Europa erreicht. Aber wir wissen, dass es eine Tragödie darstellt, wenn ein dreijähriges Kind sterben muss.




Anonyme Autoren


In einer Zeit, in der Polizeicomputer genutzt werden, um Todeslisten mit Andersdenkenden zu erstellen, ist der Wunsch von Autoren nach Anonymität zu respektieren. Das gilt insbesondere, wenn sie, wie in diesem Buch, schonungslos die Wahrheit über eine der wohl gefährlichsten Entwicklungen unserer Zeit schreiben.


Je mehr die staatlichen Institutionen von Extremisten unterwandert werden, desto weniger ist der Staat in der Lage, seine Bürger zu schützen. Daher stellt der Quellenschutz ein wichtiges Element der Presse- und Meinungsfreiheit dar, geschützt durch mehrere Urteile des Bundesverfassungsgerichts. Schließlich riskieren die „heimlichen Helden“, die die Wahrheit aufdecken, oftmals ihren guten Leumund, gelegentlich auch ihre Gesundheit und manchmal sogar ihr Leben.




Vorwort


„Wir schaffen das“ sagt Bundeskanzlerin Angela Merkel auf der Bundespressekonferenz am 31. August 2015. Das ist lange vor der Coronazeit und sie meint damit nicht die Überwindung der Pandemie, sondern die Integration der im wahrsten Sinne des Wortes zeitweise unzähligen Migranten, die zu dieser Zeit und in den Folgejahren nach Europa und insbesondere nach Deutschland strömen.


Humanitäre Katastrophe


Das Thema des vorliegenden Buches hat zahlreiche Facetten. Dazu gehört die humanitäre Katastrophe, wenn Menschen ihr Leben riskieren in der Hoffnung auf ein besseres Leben. Tausende von Kilometern zu laufen oder über Hunderte von Kilometern das Mittelmeer in einem kleinen Boot zu überwinden, um dann festzustellen, dass man nicht erwünscht ist, in Zeltlagern abgeschoben wird oder gar verhasst ist – das ist kein leichtes Schicksal. Wer sich eingesteht, dass es eine Laune des Zufalls ist, in welchem Land oder unter welchen Umständen wir geboren werden, dem wird schnell klar, dass sich Menschen, die aus ihrer Heimat in eine vermeintlich bessere Zukunft fliehen und in Europa um Asyl ersuchen, urmenschlich verhalten: Wir alle streben ein besseres Leben für uns und unsere Kinder an.


Angst vor Überfremdung


Zu den Facetten der Migration gehört jedoch auch die gesellschaftliche und die politische Situation in den sogenannten Aufnahmeländern. Die Menschen dort haben nämlich nicht auf Neuankömmlinge aus dem Ausland gewartet, schon gar nicht in der großen Zahl, mit der sie nach Europa und nach Deutschland strömen. Viele sehen unsere Gesellschaft dadurch nicht nur überlastet, sondern haben vor allem auch Angst vor der Überfremdung.


Daraus erwächst eine weitere Facette, nämlich die politische Dimension. Eben diese Angst hat einen politischen Rechtsruck nicht nur in Deutschland, sondern beinahe überall in Europa ausgelöst. Die Nationalstaatlichkeit, die viele Intellektuelle und viele Politiker in den Jahrzehnten zuvor schon als weitgehend überwunden ad acta gelegt hatten, hat seit 2015 wieder massiv in Bedeutung gewonnen. Dies hat unmittelbare und langfristige Auswirkungen auf das politische Klima in Deutschland, in den anderen europäischen Staaten und letztendlich wohl auf die ganz Welt.


Hass erschüttert unsere Gesellschaft


Eine weitere und besonders abscheuliche Facette ist der Hass, der aus der Migration erwächst. Um den vermeintlichen Untergang des Abendlandes zu schützen formieren sich rechtsradikale Gruppe, um „das Fremdländische“ im wortwörtlichen Sinne niederzukämpfen. Ebenso unbestreitbar und häufig unfassbar sind die Angriffe, mit denen die Neuankömmlinge immer und immer wieder für negative Schlagzeilen sorgen und – so lässt sich argumentieren – die Gegenwehr geradezu provozieren. Auf beiden Seiten kommt es weit über einzelne Verbrechen hinaus zu Terrorakten, die unsere Gesellschaft zutiefst erschüttern.


Im vorliegenden Werk wollen wir diesen unterschiedlichen Aspekten der Migration und der daraus resultierenden Folgen Rechnung tragen. Daher spannt das Buch einen weiten Bogen von den frühen Anfängen des Asylgedankens über das humanitäre „Wir schaffen das“, die Gesetzeslage, die Bürokratie des Asylverfahrens und den Missbrauch des Asylrechts bis hin zum Auferstehen rechtsnationaler Parteien, den Terroranschlägen rechtsradikaler Gruppen und dem islamistischen Terror bis hin zur Frage nach der europäischen Integration oder wohl eher Desintegration in den 2020er Jahren. In vielen Fällen stellen wir die Situationen und Schicksale sehr konkret und detailreich vor, um den Lesern zu erlauben, sich soweit wie möglich ein eigenes Bild zu verschaffen. Bei allen diesen Aspekten ist die teilweise fatale Rolle der Medien nicht zu übersehen und daher ebenfalls Gegenstand der nachfolgenden Betrachtungen.


Ohne Parteibuch im Kopf


Nimmt man das Thema des Buches ernst, kommt man nicht umhin, politische Parteien zu analysieren und parteipolitisch zu argumentieren. Dabei kommt die unübersehbar erstarkende Position der AfD seit 2015 ebenso zur Sprache wie die kaum zu leugnenden Schwächen der Regierungsparteien dieser Zeit, also CDU, CSU und SPD, sowie die Rolle der Grünen und gelegentlich auch der FDP. Die Autoren legen indes Wert auf die Feststellung, dass das vorliegende Werk mit keinem bestimmten „Parteibuch im Kopf“ geschrieben wurde.


In den Coronajahren 2020/21 steht die Pandemie im Vordergrund beinahe jedweder gesellschaftlicher, politischer, sozialer und wirtschaftlicher Diskussion. Das heißt jedoch nicht, dass die Migration an Bedeutung verliert – ganz im Gegenteil. Die durch die Pandemie hervorgerufenen wirtschaftlichen Verwüstungen und die damit einhergehende Verelendung in weiten Teilen der Welt werden eine Migrationswelle auslösen, die alles bisher Dagewesene in den Schatten stellt.


Warnung und Ermunterung


Wir wollen das vorliegende Werk als Warnung verstanden wissen, die Herausforderungen, die vor uns liegen, nicht zu übersehen, nicht kleinzureden und nicht zu beschönigen. Zugleich soll es eine Ermunterung sein, die damit verbundenen Probleme offen anzusprechen, mutig anzupacken und erfolgreich zu lösen.


Autorengemeinschaft aus Mitgliedern des Diplomatic Council, einem globalen Think Tank mit Beraterstatus bei den Vereinten Nationen


Doch lassen wir die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel selbst zu Worten kommen: Wir schaffen das…




„Wir schaffen das“


Bundeskanzlerin Angela Merkel auf der Bundespressekonferenz am 31. August 2015 (Auszüge):1


Meine Damen und Herren, was sich zurzeit in Europa abspielt, das ist keine Naturkatastrophe, aber es gibt eine Vielzahl katastrophaler Situationen. Es spielen sich unendlich viele Tragödien ab und es gibt auch unfassbares Gräuel, wie vor einigen Tagen in Österreich, als in einem Lkw über 70 Menschen tot gefunden wurden, von skrupellosen Schleppern zugrunde gerichtet. Das sind Gräueltaten, die man gar nicht fassen kann und bei denen man einfach sagen muss: Das sind Bilder, die unsere Vorstellungskraft übersteigen. Das geschieht alles, während wir hier in sehr geordneten Verhältnissen leben.


Unfassbare Gräueltaten


Die allermeisten von uns kennen den Zustand völliger Erschöpfung auf der Flucht, verbunden mit Angst um das eigene Leben oder das Leben der Kinder oder der Partner, zum Glück nicht. Menschen, die sich zum Beispiel aus Eritrea, aus Syrien oder dem Nordirak auf den Weg machen, müssen oft Situationen überwinden oder Ängste aushalten, die uns wahrscheinlich schlichtweg zusammenbrechen ließen. Deshalb müssen wir beim Umgang mit Menschen, die jetzt zu uns kommen, einige klare Grundsätze gelten lassen. Diese Grundsätze entstammen nicht mehr und nicht weniger als unserem Grundgesetz, unserer Verfassung.


Erstens: Es gilt das Grundrecht politisch Verfolgter auf Asyl. Wir können stolz sein auf die Humanität unseres Grundgesetzes. In diesem Artikel zeigt sie sich ganz besonders. Schutz gewähren wir auch all denen, die aus Kriegen zu uns fliehen. Auch ihnen steht dieser Schutz zu.


Der zweite Grundsatz ist die Menschenwürde eines jeden. Das ist ein Grundsatz, den uns schon der Artikel 1 des Grundgesetzes aufgibt. Gleichgültig, ob er Staatsbürger ist oder nicht, gleichgültig, woher und warum er zu uns kommt und mit welcher Aussicht darauf, am Ende eines Verfahrens als Asylbewerber anerkannt zu sein - wir achten die Menschenwürde jedes Einzelnen, und wir wenden uns mit der ganzen Härte unseres Rechtsstaates gegen die, die andere Menschen anpöbeln, die andere Menschen angreifen, die ihre Unterkünfte in Brand setzen oder Gewalt anwenden wollen. Wir wenden uns gegen die, die zu Demonstrationen mit ihren Hassgesängen aufrufen. Es gibt keine Toleranz gegenüber denen, die die Würde anderer Menschen infrage stellen. Wie ich es schon zu Beginn dieses Jahres in meiner Neujahrsansprache gesagt habe, sage ich auch heute denen, die, aus welchen Gründen auch immer, bei solchen Demonstrationen mitlaufen: Folgen Sie denen nicht, die zu solchen Demonstrationen aufrufen! Zu oft sind Vorurteile, zu oft ist Kälte, ja sogar Hass in deren Herzen. Halten Sie Abstand!


Ich sage aber auch: Trotz alledem ist unser Land immer noch ein gutes Land. Es ist in guter Verfassung. Die oft beschworene zivile Gesellschaft, sie ist bei uns Wirklichkeit, und es macht mich stolz und dankbar zu sehen, wie unzählige Menschen in Deutschland auf die Ankunft der Flüchtlinge reagieren. Die Zahl derjenigen, die heute für Flüchtlinge da sind, die Zahl der Helfenden, die Zahl derjenigen, die fremde Menschen durch die Städte und Ämter begleiten, sogar bei sich aufnehmen, überragt die Zahl der Hetzer und Fremdenfeinde um ein Vielfaches, und sie wächst noch, auch - das möchte ich hier ausdrücklich erwähnen – dank vieler wunderbarer Berichte darüber von Ihnen, den Medien, gerade in den letzten Tagen. Ich erlaube mir ausnahmsweise einmal, sie auch zu ermutigen, genau das fortzusetzen; denn damit geben Sie den vielen guten Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, ihresgleichen in der Berichterstattung zusehen, damit zeigen Sie Vorbilder und Beispiele, und Sie machen wieder anderen Mut.


Die Mehrzahl unserer Menschen ist weltoffen


Die überwältigende Mehrzahl unserer Menschen ist weltoffen. Unsere Wirtschaft ist stark, unser Arbeitsmarkt ist robust, ja sogar aufnahmefähig. Denken wir an den Bereich der Fachkräfte. Wenn so viele Menschen so viel auf sich nehmen, um ihren Traum von einem Leben in Deutschland zu erfüllen, dann stellt uns das ja nun wirklich nicht das schlechteste Zeugnis aus. Unsere Freiheit, unser Rechtsstaat, unsere wirtschaftliche Stärke, die Ordnung, wie wir zusammenleben - das ist es, wovon Menschen träumen, die in ihrem Leben Verfolgung, Krieg und Willkür kennengelernt haben. Die Welt sieht Deutschland als ein Land der Hoffnung und der Chancen, und das war nun wirklich nicht immer so.


Nun stellt sich die Frage: Was müssen wir in einer solchen Situation, in der wir natürlich vor einer riesigen Herausforderung stehen, tun? Dazu will ich einiges sagen.


Im Juni bereits haben wir bei dem Treffen der Ministerpräsidenten mit der Bundesregierung und den kommunalen Spitzenverbänden gemeinsam festgestellt: Wir stehen vor einer großen nationalen Aufgabe; die geht jeden an. Und dies wird eine zentrale Herausforderung sein, nicht nur für Tage oder Monate, sondern, soweit man das absehen kann, für eine längere Zeit. Deshalb ist es wichtig, dass wir sagen: Deutsche Gründlichkeit ist super, aber es wird jetzt deutsche Flexibilität gebraucht. Es gibt eine Vielzahl von Beispielen dafür, dass wir gezeigt haben, dass wir dazu in der Lage sind.


Ich will an die Bankenrettung erinnern. Bei der internationalen Finanzkrise haben wir - Bund, Länder gemeinsam - innerhalb weniger Tage die notwendigen Gesetze durchgesetzt.


Ich will an den Atomausstieg erinnern, als wir in kürzester Zeit bei der Energiewende eine Wende im wahrsten Sinne des Wortes vollzogen haben.


Ich will an die Naturkatastrophen erinnern, denen wir - Bund, Länder und Kommunen - immer entschlossen und geschlossen begegnet sind.


Wenn ich vielleicht im 25. Jahr der deutschen Einheit noch an ein sehr schönes Beispiel erinnern darf: Die deutsche Einheit haben wir auch nicht mit normaler Arbeit gelöst, sondern wir sind viele neue Wege gegangen, ob das die Verkehrswegebeschleunigungsgesetze waren oder die Abordnung von vielen ehrenamtlichen Helfern in die neuen Bundesländer.


Wir sind in der Lage, das Richtige zu tun


Vor einer solchen Herausforderung stehen wir jetzt auch wieder. Die Beispiele der Vergangenheit zeigen uns: Wann immer es darauf ankommt, sind wir – Bundesregierung, Länder und Kommunen – in der Lage, das Richtige und das Notwendige zu tun. Aber wir müssen die Dinge jetzt beschleunigen. Wir müssen das, was uns hindert, das Richtige zu tun, zeitweise außer Kraft setzen und deshalb auch ein Stück Mut dabei zeigen. Das müssen wir also im Lande tun.


Wir haben jetzt die Strukturen aufgebaut, in denen wir, glaube ich, die nationale Kraftanstrengung umsetzen, die nationale Aufgabe lösen können. Es gibt eine permanente Koordinierung des Bundes mit den Ländern, angesiedelt beim Bundesinnenministerium. Wir werden am 9. September ein Treffen der Chefs der Staatskanzleien mit dem Bundesinnenminister und dem Chef des Kanzleramtes abhalten. Wir werden am 24. September - darauf arbeiten wir jedenfalls hin - ein umfassendes Paket beschließen und es dann, hoffe ich, auch parlamentarisch sehr schnell durchsetzen, mit dem wir die notwendigen Regelungen treffen. Wir werden dann auch Treffen mit den gesellschaftlichen Gruppen durchführen, um hier die notwendigen Kraftanstrengungen auch noch einmal zu bündeln.


Worum geht es? – Es geht zum einen um die Beschleunigung der Verfahren. Wir brauchen unter anderem mehr Erstaufnahmeeinrichtungen, weil nur in der Kooperation des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge und der Erstaufnahmeeinrichtungen schnelle Entscheidungen getroffen werden können. Es geht dabei darum, zu sagen „Wer hat eine hohe Bleibeperspektive?“, und es geht genauso darum, zu sagen „Wer hat so gut wie keine Chance, bei uns zu bleiben?“. Diese Anträge müssen schnell entschieden werden, und dann müssen die Rückführungen in die Heimatländer – hierbei geht es vor allen Dingen auch um die Länder des westlichen Balkans – schnell erfolgen. Das muss aus den Erstaufnahmeeinrichtungen heraus passieren.


Wir stehen hierbei in einer sehr intensiven Kooperation mit den Ländern; denn es gibt bei der Unterbringung und gerade bei der Schaffung der Erstaufnahmeeinrichtungen natürlich viele praktische Probleme zu bedenken. Es gibt inzwischen eine sehr gut funktionierende Zusammenarbeit mit der BImA. Die Zurverfügungstellung von Bundesliegenschaften erfolgt unbürokratisch. Aber wir müssen natürlich auch schauen: Wie können wir noch mehr Erstaufnahmeeinrichtungen schaffen? Wie können Bund und Länder hierbei zusammenarbeiten?


Hier stellen sich dann eine Reihe von praktischen Fragen wie Brandschutzanforderungen und Immissionsschutzgesetze, die sich mit Baugesetzen beißen. Wir sammeln im Augenblick alle Bemerkungen der Kommunen und auch der Länder. Das Ganze wird dann in eine Gesetzesinitiative münden müssen, in der wir solche Standards, die uns daran hindern, das Notwendige zu tun, dann auch zeitweise aufheben und Abweichungen möglich machen, damit wir schnell reagieren können.


Zweitens geht es natürlich um eine faire Kostenverteilung. Wir werden auflisten: Wer macht was? Was machen die Kommunen? Was machen die Länder? Was macht der Bund? - Dann wird sich der Bund einer fairen Kostenverteilung nicht entgegenstellen. Im Gegenteil: Uns ist auch klar, dass wir mehr tun werden, als wir bislang tun.


Drittens brauchen wir dann Integrationsanstrengungen, wenn die Anträge schneller bearbeitet werden, auch für diejenigen, die eine hohe Perspektive haben, hier zu bleiben, insbesondere auch Flüchtlinge aus Syrien oder aus anderen Bürgerkriegsregionen. Dann geht es darum, Lehrer zu finden, die Deutschunterricht geben können, die die Kinder unterrichten. Wir haben allein in Städten wie Berlin oder München mehr als 400 neue Klassen. Sie können sich vorstellen: Das geht nicht dadurch, dass man allein mit den jetzt gerade im Dienst befindlichen Lehrern arbeitet. Wir werden schnell Kurse machen müssen, wenn es um Deutschkenntnisse und um vieles andere geht. Das kann man mit dem normalen deutschen Vorgehen nicht machen. Das gilt auch für die Betreuung minderjähriger Jugendlicher, wenn Sie alleine daran denken, dass es in München 4.000 gibt und dass eine Erzieherinnenausbildung Jahre dauert. Da müssen wir Mittel und Wege finden, auch Zwischenlösungen zu finden. All das muss besprochen werden.


Dann geht es natürlich um die langfristigen Wohnungs- und Arbeitsperspektiven. In jeder Erstaufnahmeeinrichtungen - so wäre es idealerweise sinnvoll - müsste auch gleich die Bundesagentur für Arbeit sitzen. Man müsste die Qualifikationen aufnehmen. Auf diese Dinge arbeiten wir hin.


Deutschland ist ein starkes Land


Ich sage ganz einfach: Deutschland ist ein starkes Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge herangehen, muss sein: Wir haben so vieles geschafft – wir schaffen das! Wir schaffen das, und dort, wo uns etwas im Wege steht, muss es überwunden werden, muss daran gearbeitet werden. Der Bund wird alles in seiner Macht Stehende tun - zusammen mit den Ländern, zusammen mit den Kommunen -, um genau das durchzusetzen.


Es gibt dann die europäische Dimension, und hier glaube ich, dass wir schon sagen dürfen: Europa als Ganzes muss sich bewegen. Die Staaten müssen die Verantwortung für asylbegehrende Flüchtlinge teilen. Die universellen Bürgerrechte waren bislang eng mit Europa und seiner Geschichte verbunden. Das ist einer der Gründungsimpulse der Europäischen Union. Versagt Europa in der Flüchtlingsfrage, geht diese enge Bindung mit den universellen Bürgerrechten kaputt. Sie wird zerstört, und es wird nicht das Europa sein, das wir uns vorstellen, und nicht das Europa sein, das wir als Gründungsmythos auch heute weiterentwickeln müssen.


Was operativ in Europa folgt, ist, dass Deutschland und Frankreich ein sehr hohes Maß an Übereinstimmung hinsichtlich der nächsten Schritte haben und dass wir dazu jetzt natürlich andere Länder konsultieren. Es hat auch keinen Sinn, dass wir uns gegenseitig öffentlich beschimpfen, aber man muss eben einfach sagen: Die derzeitige Situation ist nicht zufriedenstellend. Die Innenminister werden sich am 14. September treffen. Die Regierungschefs stehen, wenn notwendig, immer bereit. Es geht um sichere Herkunftsländer. Es geht um Hot Spots, die in Italien und Griechenland errichtet werden. Es geht um eine faire Lastenverteilung, also um Quoten innerhalb Europas, die natürlich nicht nur die Bevölkerungszahl in sich tragen, sondern auch die wirtschaftliche Kraft, aber um ein Stück Fairness.


Es gibt einen dritten Punkt, den wir beachten müssen, und das ist die Bekämpfung der Fluchtursachen. Hier zeigt sich, welche Bedeutung Außenpolitik hat und welche Bedeutung internationale Kooperation hat. Wir erleben jetzt, dass der Syrien-Konflikt nicht weit von uns entfernt stattfindet, sondern dass inzwischen eine Situation entstanden ist, in der alle Nachbarländer Syriens überfordert sind, ob es der Libanon ist, ob es Jordanien ist oder ob es die Türkei ist. Indem dieses Thema uns jetzt erreicht, sollte uns das darin bestärken, mit noch mehr Nachdruck den diplomatischen Bemühungen eine Chance zu geben, diesen Konflikt zu lösen. Ich weiß, welch dickes Brett das ist, das wir bohren müssen, aber es ist unabdingbar.


Wir müssen uns weiter um die Frage Afghanistans bemühen. Der Bundesaußenminister ist zurzeit gerade dort. Die Gespräche mit den Taliban müssen weitergeführt werden.


Wir werden im November auf Malta einen Gipfel seitens der europäischen Staats- und Regierungschefs mit den afrikanischen Ländern haben, um auch dort darüber zu sprechen, was es für den afrikanischen Kontinent bedeutet, wenn die besten jungen Menschen diesen Kontinent verlassen, weil sie für sich keine Hoffnung sehen.


Ich fühle mich auch darin bestärkt, dass wir letztes Jahr die Westbalkan-Konferenz ins Leben gerufen haben; denn gerade auch die Perspektiven auf dem westlichen Balkan müssen verbessert werden, wenn wir nicht nur abwehren wollen, sondern diesen Ländern wirklich eine Perspektive geben wollen.


…


Ich glaube, unser Land hat sich in seiner Geschichte, solange es die Bundesrepublik Deutschland gibt, immer wieder verändert. Wir haben am Anfang Millionen Heimatvertriebene integriert beziehungsweise die Heimatvertriebenen selbst haben einen großen Beitrag dazu geleistet. Wir haben dann lange den Fehler gemacht, Gastarbeiter als Gastarbeiter zu bezeichnen, und sind glücklicherweise seit geraumer Zeit dazu gekommen zu sehen, dass es unsere Mitbürger sind, ganz gleich welcher Abstammung. Dass sie in der dritten oder vierten Generation bei uns leben, hat unser Land schon verändert. Das hat zu der Diskussion geführt, ob der Islam zu Deutschland gehört oder nicht, in der ich mich klar geäußert und gesagt habe, dass er inzwischen natürlich zu Deutschland gehört. Diese Tendenz, dass wir Verschiedenheit haben, wird sich jetzt noch einmal verstärken.


…


Angesichts der Jubiläumsfeierlichkeiten der CDU habe ich davon gesprochen, dass Deutschland ein Einwanderungsland ist. Wir erleben im Augenblick Einwanderung in einer sehr spezifischen Form, nämlich in diesem Falle durch Asylbewerber, durch Bürgerkriegsflüchtlinge. Viele von ihnen werden nach menschlichem Ermessen sehr lange bei uns bleiben. Wir haben immer gesagt – das ist ja auch die allgemeine Diskussion –: Ein Einwanderungsgesetz brauche ich, um gerade Interessen Deutschlands, nämlich den Bedarf an Arbeitskräften, an Fachkräften, vernünftig zu bedienen und die richtigen Antworten darauf zu finden. Wir haben gesetzlich und rechtlich sehr viel gemacht, was zum Teil gar nicht bekannt ist, weil wir das Ganze nicht „Einwanderungsgesetz“, sondern „Aufenthaltsgesetz“ nennen. Darunter sind viele Dinge, von denen die OECD sagt, mit ihnen gehörten wir zu den fortschrittlichsten Ländern, die es überhaupt gibt.


Ich rate angesichts der jetzigen Entwicklung dazu, erst einmal zu schauen, wie viel Arbeitsplätze wir eigentlich noch besetzen müssen, wenn wir übersehen, wie sich die weiteren Flüchtlings- und Asylbewegungen entwickeln. Das ist im Augenblick in einem sehr großen Umbruch begriffen, weil ja sehr viele zu uns kommen, von denen wir die Qualifikation noch gar nicht kennen, von denen wir nicht wissen, ob sie dem entsprechen, was wir an Fachkräften brauchen, ob sie dem nicht entsprechen, ob es dem Lehrstellenangebot entspricht, das wir haben. Dann kann man über das Thema wieder sehr nüchtern sprechen. Im Augenblick erscheint es mir nicht das Vordringlichste zu sein, weil wir momentan eine Einwanderung aufgrund der Überzeugungen unseres Grundgesetzes bekommen, bei der ich noch nicht absehen kann - ich bin ja auch keine Hellseherin -, welchen Effekt das ausmacht. Es wird mit Sicherheit einiges verändern, weil auch sehr viele junge Menschen zu uns kommen, sehr viele Menschen, die sicherlich gerne einen Beruf lernen. All das müssen wir jetzt erst einmal organisieren.


…


Wir müssen das Richtige tun


Wir müssen das Richtige tun, und da wird, glaube ich, jeder einsehen: Wenn in diesem Jahr vielleicht 800.000 Menschen zu uns kommen und wir eine Anerkennungsquote von 50 Prozent annehmen, dann sind es 400.000 Menschen, die meisten davon jung. Es wird bei vielen, gerade bei den syrischen Bürgerkriegsflüchtlingen, einen Familiennachzug geben. Wenn Sie sich jetzt einmal überlegen: Wenn ich Ihnen vor einem Jahr gesagt hätte, dass wir jetzt über eine Einwanderung von 400.000 sprechen, hätten Sie gesagt: So viel muss es ja auch nicht gleich sein.


Insofern: Lassen Sie uns das jetzt erst einmal gut machen. Dann wird man sicherlich darüber nachdenken müssen, ob man den Menschen auf dem westlichen Balkan, aus Staaten, die ja auch zu großen Teilen Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union führen, Perspektiven gibt, wenn es gut ausgebildete Fachkräfte sind. Aber all das macht unsere Rechtslage heute schon möglich, und so wird man sich dem Thema nähern. Da ist nichts mit in Deckung sein, sondern es spricht, wie gesagt, alles dafür, dass wir ein Land sind, in das man gerne einwandert, aus welchen Gründen auch immer.


Wir müssen dafür sorgen, dass wir jetzt erst einmal unserer humanitären Verantwortung gerecht werden und denen, die ein Recht auf humanitären Schutz haben, dieses Recht gewähren und sie dann auch gut integrieren, und denen, die das nicht haben, auch deutlich sagen, dass sie keine Bleibeperspektive in Deutschland haben. Das muss dann auch in Form von Rückführungen in die Heimatländer umgesetzt werden, in Form von Einreisesperren, die es dann auch geben muss. Auch das gehört zur Wahrheit dazu.


…


Ansonsten – das glaube ich schon, wenn wir über das nächste große Problem, nämlich die Flüchtlinge, reden – gibt es ein hohes Maß an Übereinstimmung darüber, dass Italien zu entlasten ist. Man kann nicht sagen: Alle Flüchtlinge, die dort ankommen, müssen, nur weil sie jetzt über das Mittelmeer kommen, von Italien behalten werden. Das Dublin-Abkommen funktioniert nicht mehr so, wie es einmal war, weil sich die Situationen verändert haben. So wird es wichtig sein, dass sich jeder von uns für Europa und für die Gemeinsamkeit einsetzt, und dann kommen wir schon voran.


Ich glaube, dass unsere Werteordnung in Europa auf der Würde jedes einzelnen Menschen aufbaut. Mich bekümmert es, wenn man dann anfängt zu sagen: „Muslime möchten wir nicht, wir sind ein christliches Land.“ Vielleicht sagt morgen einer: „Auch das Christentum ist nicht mehr so wichtig, sondern wir sind ohne jede Religion.“ Das kann nicht richtig sein. Dafür habe ich genauso wenig Verständnis wie für Äußerungen, die im eigenen Lande gemacht werden, und darüber müssen wir in Europa auch sprechen.


Im Übrigen ist es Kern europäischen Handelns, dass wir dort, wo wir ein Problem haben, immer versuchen, dieses Problem miteinander und fair zu lösen, niemanden überzubelasten und natürlich unterschiedlich zu bewerten, dass viele Länder aus Mittel- und Osteuropa natürlich einen noch sehr viel geringeren Lebensstandard haben und dass man (nicht) einfach die Bevölkerungszahl heranziehen kann; das ist doch vollkommen klar. Aber wenn jemand sagt „Ich mache bei der ganzen Sache nicht mit, das ist nicht mein Thema“, dann kann und darf es das aus meiner Sicht nicht geben. Deshalb werde ich mich jedenfalls mit aller Kraft dafür einsetzen, dass Europa in dieser Frage nicht versagt, sondern dass Europa unser aller Europa ist. Da muss man sich auch auf gemeinsame Werte verständigen.


…


Wenn man 4.000 unbegleitete Jugendliche hat, dann ist es ja schlechterdings nicht möglich - - - Für diese 4.000 gibt es ja keine Erzieher oder Betreuer nach herkömmlichem Muster des Kinder- und Jugendhilfegesetzes. Die sollen alle die allerbeste mögliche Betreuung haben. Aber ein Aufenthalt in einer Turnhalle - wo es nun wirklich schlecht ist, wozu aber dann keiner etwas sagt, weil, wenn der klassische Kinder- und Jugendhilfeplatz nicht da ist, man dann eben zu 200 in der Turnhalle bleibt - ist mit Sicherheit nicht besser, als wenn wir versuchen, die Dinge eben langsam vernünftig zu regeln. So werden wir uns einiges einfallen lassen müssen. Ich glaube, dass inzwischen auch der Geist gut ist, in dem Bund und Länder und Kommunen hierüber beraten. Die Praktiker können Ihnen einfach unendlich viele solcher Geschichten erzählen.


Was wir auch nicht machen dürfen: Dann wird vor Ort gesagt, wenn 500 Flüchtlinge kommen, „Nun handele einmal, nun handele einmal!“. Wir setzten dann all die Beamten und Angestellten dort in den Landratsämtern und kommunalen Verwaltungen einem Zustand aus, in dem sie geltendes Recht sehenden Auges verletzen müssen, und wir helfen ihnen nicht und sagen: Da schauen wir einmal lieber nicht hin, ehe wir etwas auf der Bundesebene ändern; das machen wir nicht. – Das können wir so nicht machen. Da haben wir auch auf der Bundesebene die Verpflichtung, gemeinsam Dinge zu machen. Das muss sowieso immer gemeinsam von Bund und Ländern beschlossen werden. Deshalb werden da beim Mitmachen auch alle Parteien gebraucht.


…


Ich habe gesagt, dass Dublin III, das bedeutet, dass das Land, in dem der Flüchtling zuerst ankommt, nicht nur zu registrieren hat, sondern dann auch den Aufenthalt gewährleisten muss, nicht funktioniert. Das erkennt man ja an allen Ecken und Enden. Aber insoweit besteht kein automatischer Zusammenhang mit Schengen. Ich sage nur: Wenn es nicht gelingt, eine faire Verteilung der Flüchtlinge innerhalb Europas zu erreichen, dann wird sicherlich durch einige auch die Frage von Schengen auf die Tagesordnung kommen. Wir wollen das nicht, sondern wir wollen eine faire Verteilung der Flüchtlinge. Dann wird man auch nicht über Schengen reden müssen.


Was jetzt die Frage Dublin III anbelangt: Die geltende Rechtslage ist Dublin III, insofern schätze ich es sehr, dass Ungarn die Flüchtlinge registriert - was nicht alle Länder machen, muss man sagen; Ungarn macht dies sehr vollständig. Ich glaube, es ist eine gewisse Verwirrung daraus entstanden, dass es in Deutschland eine innere Diskussion gab, in der einige Länder gesagt haben: Bei den syrischen Flüchtlingen muss man doch sehr schnell zu einer Meinungsbildung kommen, denn es sind doch wirklich zum überwiegendem Teil Bürgerkriegsflüchtlinge. Da hat der Chef des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge gesagt: Jawohl, bei den Syrern versuchen wir die Identitätsfeststellung vorzunehmen, und dann gibt es auch eine sehr schnelle Prozedur der Anerkennung als Bürgerkriegsflüchtling.


Das wiederum hat dazu geführt, dass der Eindruck entstand: Wenn ein Syrer nach Deutschland kommt und sich als Syrer ausweisen kann, dann ist er in Deutschland willkommen. Das entspricht auch der faktischen Lage, genauso wie man sagen kann, dass jemand, der aus dem Kosovo kommt, mit großer Wahrscheinlichkeit kein Bleiberecht hat. Dies hat nun zu dem Missverständnis geführt, nur nach Deutschland könnten alle Syrer kommen. Das entspricht aber nicht der Rechtslage, und das haben wir der ungarischen Regierung auch schon gesagt - die ja nun mit dem faktischen Phänomen zu kämpfen hat, dass viele aus Syrien sagen: Lasst uns nun endlich nach Deutschland.


…


Jeder hat einen individuellen Anspruch


Jeder hat einen individuellen Anspruch auf Überprüfung. Da wird geguckt, wo die Person herkommt - hat sie Dokumente usw. usf. Bei Menschen, die aus Bürgerkriegsregionen kommen, ist die Anerkennungsquote sehr hoch. Das heißt aber nicht, dass ich sagen würde, in anderen Ländern wäre die gering. Auch Ungarn kann ja überprüfen und auch alle Transitländer dazwischen können überprüfen. Auch sie haben alle Verfassungen, die nicht so unterschiedlich von der unsrigen sind. Insofern ist es kein deutsches Phänomen, dass jemand, der aus einem Bürgerkriegsgebiet nach der Flüchtlingskonvention kommt, einen Anspruch auf Schutz hat. Das ist eine europäische Gemeinsamkeit, daran sollten wir uns vielleicht alle noch einmal erinnern.


…


Wenn wir jetzt unterscheiden müssen und sagen müssen, wem wir helfen können, dann sagen wir: Das sind die Menschen, die jetzt aus Aleppo fliehen, die aus richtiger Bedrohung fliehen; denen können wir helfen. Wenn jemand seit 20 Jahren in einem palästinensischen Flüchtlingslager in Jordanien gewesen ist, dann ist das kein einfaches Schicksal, aber es ist nicht per se ein Schicksal, das zum Anspruch auf Asyl in Deutschland berechtigt.


…


Wir mussten feststellen beziehungsweise müssen feststellen, dass es das Allheilmittel, das Rezept, wie man gerade auch in Ländern, die andere Prägungen haben, Konflikte löst, nicht gibt. Wir sehen die Situation im Irak, wir sehen aber auch, dass wir in Afghanistan noch nicht die Stabilität haben, die wir uns wünschen; wir sehen, dass es auch in Somalia, wo es ja vor vielen Jahren auch einmal einen militärischen Einsatz gab, zu keiner Stabilisierung gekommen ist; wir sehen eine schwierige Situation im Sudan, wo wir versucht haben, mit diplomatischen Mitteln und der Teilung des Landes in zwei Staaten eine Beruhigung herbeizusehen. Es zeigt sich also, dass es in vielen Fällen nicht sehr einfach ist, Konflikte von außen zu lösen.


Wir werden da aber noch viel Kraft und auch viele Ideen hineinstecken müssen, und wir werden auch viel mehr Gemeinsamkeit in der Europäischen Union entwickeln müssen und alle unsere Ideen zusammenpacken müssen, um zu versuchen, solche Konflikte zu lösen. Sie finden vor unserer Haustür statt, und wenn wir sie so nicht lösen, dann müssen wir sie lösen, indem wir Flüchtlinge aufnehmen; diese Wahrheit manifestiert sich immer mehr. Vor ein paar Jahren hat man vielleicht über die Flüchtlingsbewegung von Mexiko in die Vereinigten Staaten von Amerika gesprochen, und jetzt haben wir Flüchtlingsbewegungen aus Syrien, aber auch aus unserem Nachbarkontinent Afrika. Auch das EU-Afrika-Verhältnis ist sicherlich noch nicht in dem Zustand, in dem es sein müsste; auch da müssen wir vielleicht noch kameradschaftlicher – ähnlich wie innerhalb der EU – unsere Meinungen austauschen. Das könnte manchmal auch etwas kontrovers werden.


…


Deutschland ist ein starkes Land


Ich sage ganz einfach: Deutschland ist ein starkes Land. Das Motiv, mit dem wir an diese Dinge herangehen, muss sein: Wir haben so vieles geschafft – wir schaffen das!




Migration als Problem und Lösung


Menschenwürde, Freiheit, Gleichheit, Kinderschutz, Privatsphäre, Wehrpflicht, Staatsangehörigkeit, Asylrecht – das sind die Themen der ersten 19 Artikel des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland.2 Das Recht auf Asyl ist also tief verwurzelt in den Genen Deutschlands. Es entstammt dem zutiefst humanitären Gedanken, Menschen zu helfen, die in unsäglicher Not vor Krieg und Elend fliehen, um ihr Leben zu retten. Es entspring dem urmenschlichen Wunsch, andere Menschen vor dem Tod zu retten – ohne Gegenleistung, einfach, weil es Menschen sind.


Freiwillige Hilfe oder Anspruch auf Hilfe?


Gerne teilen die meisten Menschen ihr Stück Brot mit einem hungrigen Kind. Doch wenn sich die Kinder zu gierigen Jugendlichen entwickeln, die lautstark auf den ganzen Kühlschrank Anspruch erheben, dann lässt das Gefühl, helfen zu wollen, nach. Es ist dieser Wandel von der freiwilligen Hilfeleistung zum Anspruchsgehabe, der dafür sorgt, dass Menschen auf der Flucht in wohlhabenderen Ländern weniger gerne gesehen werden, in Teilen der Wohlstandsbevölkerung sogar verhasst sind.


Natürlich kommen weitere Aspekte hinzu: Wenn sich mehr Menschen aus einem bestimmten Kulturkreis in einem für sie fremden Land zusammenfinden, dann pflegen sie ihre Herkunftskultur. Die Vielzahl der Oktoberfeste rund um den Globus stellen ein Symbol dafür dar, wie weit sich die deutsche Kultur verbreitet ein. Gleiches gilt umgekehrt für andere Kulturen in Deutschland. Rund 2.800 Moschen in Deutschland zeugen davon, dass der muslimische Glaube hierzulande eine Heimat gefunden hat; zum Vergleich: Es gibt ungefähr 45.000 christliche Kirchen und etwa um die 130 jüdischen Synagogen in Deutschland.3


Einwanderung ist weder ein neues Phänomen noch per se gut oder schlecht. Die Vereinigten Staaten von Amerika, die zweifelsfrei mächtigste Nation auf Erde, wurden vor rund 250 Jahren ausschließlich durch Einwanderung begründet. Der Aufstieg zur Supermacht dürfte unmittelbar damit zusammenhängen. Bedenken wir: Es gab damals kein Einwanderungsgesetz, das nur die Klügsten oder Reichsten ins Land gelassen hätte, sondern diejenigen, die nach Amerika auswanderten, waren die besonders verzweifelten und mutigen – in mancherlei Hinsicht vergleichbar mit den heutigen Migranten, die nach Europa strömen. Allerdings war Amerika zur damaligen Zeit im Gegensatz zum heutigen Europa weitgehend unbesiedelt und den ursprünglichen Einwohnern, die Indianer genannt wurden, hat der Ansturm der Einwanderer zweifelsohne nicht gutgetan. Genau diese beiden Aspekte stellen heutzutage grundlegende Argumente derjenigen dar, die Angst vor einer Überfremdung äußern. Es mag schon sein, dass Einwanderer das Land voranbringen – übrigens eine Kernthese der Vereinten Nationen – aber möglicherweise nicht in eine Richtung voran, die den „Ureinwohnern“ – denjenigen, die sich bereits im Wohlstand Europas sonnen – genehm ist. So entsteht das Bild eines Ansturms von Asylanten und Migranten, derer man sich erwehren sollte, bevor sie uns ihre Kultur überstülpen und dadurch unsere Kultur vernichten. Dieser vermeintliche „Krieg der Kulturen“ – in dem Buch „Clash of Civilizations“ von Samuel P. Huntington bereits 1996 vorhergesagt4 – hat dazu geführt, dass sich Teile der Bevölkerung in Europa tatsächlich in einer Art „Kriegszustand“ wähnen – und im Krieg sind wie in der Liebe bekanntlich alle Mittel erlaubt, wobei unklar ist, ob diese „Lebensweisheit“ auf Cicero, Napoleon oder die chinesischen Strategeme zurückzuführen ist.


So ist aus der „Chance Einwanderung“ in der Wahrnehmung vieler Europäer eher eine Bedrohung geworden. Obgleich der Bevölkerung in allen europäischen Staaten eine Überalterung droht, wird die „Auffrischung“ von außen nicht als Bereicherung empfunden, sondern als Belästigung und Gefahrenquelle.


Vor diesem Hintergrund hat Artikel 20, Absatz 2 des Grundgesetzes verstärkt an Bedeutung gewonnen: Darin heißt es: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“. Über die Frage „Wer ist das Volk?“ ist in den letzten Jahren eine der schärfsten politischen und gesellschaftlichen Diskussionen seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland entbrannt. Eine wachsende Zahl von Menschen verliert das Vertrauen in die Institutionen, die eben dieses Volks repräsentieren sollen. Das weitgehende Versagen der internationalen Institutionen in der Coronakrise 2020/21 – von der zu den Vereinten Nationen gehörenden Weltgesundheitsorganisation bis hin zur Europäischen Union –, aber auch die Versäumnisse der Bundesregierung in der Pandemie, haben die Skeptiker sicherlich eher noch bestärkt.


Ob Virus- oder Flüchtlingskrise – immer mehr Menschen wollen ihr Schicksal selbst in die Hand nehmen. Das könnte eine positive Entwicklung sein – was ist gegen eine engagierte Bevölkerung zu sagen? – würde sie nicht von einem zunehmenden Nationalstolz getragen, der Deutschland und letztlich die halbe Welt schon einmal in die Katastrophe geführt hat. Die eine Hälfte, die sich demokratisch nennt, sieht diesen Rechtsruck mit größter Sorge vor ähnlich katastrophalen Folgen. Die andere Hälfte befürchtet, dass gerade die bisherige Politik zu einem Fiasko führt, und sieht es geradezu als Bürgerpflicht an, das Ruder noch rechtzeitig herum zu reißen. Dadurch ist ein tiefer Riss in unserer Gesellschaft entstanden, weil beide Seiten für sich in Anspruch nehmen, zu kämpfen, um ein Armageddon zu verhindern. Die Spaltung geht weit über die politische Bühne hinaus quer durch Firmen, Vereine, Freundschaften und Familien bis hinein in die Schulen.


In diesem Zwiespalt mag es helfen, sich die Grundwerte des Humanismus zu verdeutlichen. Europa hat eine dunkle Vergangenheit – und damit sind nicht die schrecklichen Jahre der beiden Weltkriege gemeint – sondern das finstere Mittelalter. Erst im 19. Jahrhundert entwickelte sich ein Gesellschaftsideal, das für jeden einzelnen Menschen die bestmögliche Entfaltung seiner Persönlichkeit gewährleisten soll, solange es dabei andere Menschen nicht einschränkt. Es handelt sich dabei um ein Ideal, das natürlich in seiner Reinheit unerreichbar bleibt. Aber dieses Ideal anzustreben, sich für dieses Ideal einzusetzen und konsequenterweise gegen alle Strömungen zu stellen, die diesem Ideal entgegentreten, kann eine Leitschnur, ein roter Faden durch Argumente und Anfeindungen egal von welcher Seite sein.


Deutschland ist ein säkularer Staat


Deutschland ist ein säkularer Staat. Unser Grundgesetz bildet die Basis unserer Gesellschaft und keine religiöse Lehre; weder das Christentum noch der Islam. Deutschland ist ein Land des freien Denkens und der Meinungsfreiheit. Es ist das Gegenteil eines Gesinnungs-Deutschland, in dem freies Denken nur in die eine oder in die andere Richtung erlaubt ist.


Diese Freiheit bedeutet aber nicht, andere gewähren zu lassen, die den Humanismus in unserer Gesellschaft angreifen und zerstören wollen. Ganz im Gegenteil: Die Angst, dass dieses große Ideal des Humanismus in der Tagespolitik sowie im demokratischen Wettstreit der Parteien verloren geht, ist durchaus berechtigt. Und vor allem, dass der Wille auf der Strecke bleibt, sich hierfür einzusetzen und die zerstörerischen Kräfte abzuwehren.


Es muss möglich sein, dass in Deutschland weder ein islamischer Staat noch ein „Viertes Reich“ entsteht. Es geht weder darum, das Deutschland unserer Väter und Mütter bis in alle Ewigkeit zu zementieren, noch darum, jedweden äußerlichen Einfluss als Bereicherung zu begrüßen. Aber es geht darum, sich nicht von jenen instrumentalisieren zu lassen – ganz gleich, von welcher Seite – die Hass sähen, um durch die Spaltung der Gesellschaft Macht zu erlangen.


Schlüsselrolle der Medien


Das gilt auch für alle Medien, denen dabei eine Schlüsselrolle zufällt. Es ist natürlich richtig, dass die Medien als unabhängige Beobachter und Mahner mit dem Finger auf sämtliche Entwicklungen zeigen, die fragwürdig erscheinen. Aber es ist ebenso wichtig, dass sie erkennen, wenn sie dabei manipuliert werden. Sie dürfen sich nicht zu willfährigen Handlagern derjenigen degradieren lassen, die Hass schüren und unsere Gesellschaft spalten wollen. Vielmehr gehört es zur Kernkompetenz des Journalismus, mit einem eigenen intellektuellen Potenzial zu erkennen, wann Missbrauch stattfindet und sich dagegen zu wehren. Der Großteil der Bevölkerung gehört nicht zu den Akteuren politischer Entwicklungen, sondern sitzt auf der Zuschauerbank, bestenfalls oder je nach Blickwinkel schlimmstenfalls Beifall klatschend. Dies ist mit einer Verantwortung aller Publizierenden verbunden, die wohl noch nie so groß war, wie heute. In diesem Sinne versteht sich das vorliegende Werk als „Verantwortungsmacher“, als eine Schrift, die Verantwortung anmahnen und übernehmen will.


Humanistische Grundeinstellung


Eine Umfrage aus dem Jahr 2020 zeigt, dass ein Großteil der Bevölkerung Deutschlands seine humanistische Grundeinstellung nicht verleugnen will. Als das Flüchtlingslager Moria auf griechischen Insel Lesbos in den Flammen aufgeht, sprechen sich 87 Prozent aller Deutschen für die Aufnahme der Betroffenen in Deutschland aus. Allerdings: Rund die Hälfte von ihnen macht eine Aufnahme davon abhängig, dass es eine europaweite Verteilung gibt.5 Trotz dieser Einschränkung, die im Grunde einen Ruf nach Fairness in Europa darstellt, herrscht 2020 also ein hohes Maß an Mitmenschlichkeit in Deutschland.


Allerdings liegt die Umfrage mitten in der Coronazeit, in der viele Menschen auch in Deutschland am eigenen Leib erfahren, dass sie ihr Schicksal nicht nur selbst bestimmen, sondern dass es ebenso von äußeren Mächten – in diesem Fall ein kleines Virus, das die ganze Welt überfallen hat – abhängt. Es bleibt abzuwarten, ob die dadurch erlangte Mitmenschlichkeit langfristig erhalten bleibt, wenn die Coronazeit vorüber und die Migrationsströme in den 2020er Jahren und darüber hinaus wieder zunehmen.




Angst vor Überfremdung


Die Angst eines erheblichen Teils – schwankend je nach Umfragejahr und der gerade aktuellen Situation – der deutschen Bevölkerung vor einer Überfremdung lässt sich in wenigen Sätzen zusammenfassen: Es kann nicht so weitergehen. Wir haben Ausländer, Islamisten und sonstige Feinde ins Land gelassen, die unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung nicht akzeptieren und unsere Art zu leben nicht respektieren. Und wir sind dumm genug, unsere Gesellschaft aus falsch verstandener Humanität und Toleranz heraus preiszugeben. Die Folgen tragen wir: Das Fremdländische verdrängt unsere eigene Kultur, die Kriminalität steigt, wir sind nicht mehr Herr im eigenen Land. Es geht dabei nicht nur um diejenigen Fremdlinge, die schon heute unser Land bevölkern. Diese Menschen vermehren sich auch viel stärker als wir, sodass der Ausländeranteil in den nächsten Jahren und Jahrzehnten immer weiter steigen wird. Unser Land wird daran zugrunde gehen. Vielleicht trifft es uns gar nicht mehr so stark, aber unsere Kinder werden darunter leiden müssen. Das Deutschland, das wir kennen – unser Deutschland – wird ausgelöscht.


Ob diese Ängste berechtigt sind oder nicht ist für die politische Wirkung unerheblich. Angst lässt sich nicht mit rationalen Argumenten, mit Zahlen, mit klugen Analysen, beheben. Angst gehört zu den stärksten Gefühlen, die wir Menschen kennen. Und es gibt nur eine Maßnahme dagegen: Menschen das Gefühl der Sicherheit zu geben.


Es sind häufig dieselben Menschen, die gegen Ausländer wettern, die mit Genuss beim Italiener eine Pizza verspeisen, sich beim Griechen einen Ouzo gönnen, einen Döner beim Türken essen und das chinesische Buffet zum kleinen Preis genießen. Die Geschichte der Ausländer, die in Deutschland zunächst als Arbeiter und später häufig als Selbstständige und Unternehmer ihren Weg gehen, beginnt schon in den 1880er Jahren. Einen ersten traurigen Höhepunkt erreicht sie mit der Rekrutierung von über zehn Millionen Ausländern, die von den Nationalsozialisten während des Zweiten Weltkrieges aus den von Deutschland besetzten Ländern zum Arbeitseinsatz ins Reich gebracht werden.6


Die Gastarbeiter kommen und bleiben


Etwa Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre beginnt eine neue Welle der Beschäftigung von ausländischen Arbeitskräften. Die wachsende Wirtschaft verlangt nach „Gastarbeitern“, die mit Anwerbungskampagnen angelockt werden. Schon der Begriff „Gastarbeiter“ signalisiert die damalige Vorstellung: Die Menschen kommen aus anderen Ländern, arbeiten hierzulande und gehen wieder in ihre Länder nach Hause, sobald sie nicht mehr benötigt werden.7


Der damalige Arbeitsminister Theodor Blank nennt es entlarvend „ein Stück Entwicklungshilfe für die südeuropäischen Länder“.8 Er suggeriert somit schon damals, dass Deutschland ein begehrtes Land ist und die anderen Staaten eher Entwicklungsländer seien. Anfang der Siebzigerjahre wird immer deutlicher, dass viele Gastarbeiter keineswegs vorhaben, in ihre Herkunftsländer zurückzukehren, sondern sich in Deutschland einrichten wollen. Der damalige Bundeskanzler Willy Brandt erlässt daher 1973 einen „Anwerbestopp“.9 Doch die Anzahl der Ausländer vermindert sich nicht, sondern steigt entgegen der damaligen Vorstellung praktisch aller politischen Parteien immer weiter an. Es wird die Losung ausgegeben, Deutschland sei kein Einwanderungsland, aber die als Gastarbeiter geholten Menschen können ihre Familien nachziehen lassen und dürfen hierzulande sesshaft werden. Da jedoch die dauerhafte Bleibe der Einwanderer politisch nicht gewollt ist – man geht nach wie vor davon aus, dass sie „irgendwann“ das Land wieder verlassen –, gibt es keine Versuche der Integration. Die Zugewanderten finden im Laufe der Zeit ihre eigenen Wege, viele gründen beispielsweise Restaurants mit den zwischenzeitlich bei immer mehr Deutschen beliebten kulinarischen Spezialitäten ihrer Heimat. Gleichzeitig entstehen in dieser Zeit die ersten Ängste vor einer Überfremdung und es bildet sich ein erstes Potenzial für nationalistische Tendenzen. Das gilt umso mehr, als sich allmählich der europäische Binnenmarkt entwickelt und bis zum Ende der 1980er Jahre vollendet.10


Parallel dazu beginnen zur gleichen Zeit die ersten Massenwanderungen in den Armenregionen der Welt. Viele der in diesen Ländern lebenden Menschen erfahren erstmals durch die aufkommenden und sich ausbreitenden Massenmedien, dass es eine reiche Welt ohne Hunger und Durst gibt. Im Zuge des wirtschaftlichen Niedergangs und schließlich durch den Zerfall der Sowjetunion strömen aus den ehemaligen Ostblockländern seit Mitte der 1980er immer mehr „deutschstämmige Aussiedler“ nach Deutschland. Es handelt sich dabei um Deutsche in den ehemaligen deutschen Ostgebieten, die zwischen 1944 und 1949 nicht nach Deutschland zurückkehren können, sowie um Menschen mit deutscher Abstammung, die im Ostblock häufig Repressalien ausgesetzt sind. Zwischen 1950 und 1987 kommen rund 1,4 Millionen Aussiedler nach Deutschland. Zwischen 1986 und 1988 verfünffacht sich die Zahl der neu ankommenden Aussiedler und ist damit doppelt so hoch wie die Zahl der Asylbewerber. Nimmt man beide Migrationsbewegungen – Aussiedler und Asylanten – zusammen, so wandern zwischen 1988 und 1992 mehr als 2,2 Millionen Menschen aus den ehemaligen Ostblockländern in die Bundesrepublik ein. Die Einwanderungswelle befindet sich in vollem Gange.11


Araber und Moslems im Fokus


Die Diskussion dreht sich spätestens seit 2015 indes weniger um Ausländer im Allgemeinen, sondern um die Araber, die Moslems, die vermeintlich unser System zersetzen. Das ist insofern ein einfaches Argument, als es durch die wiederkehrenden Anschläge von Islamisten überall auf der Welt und eben auch in Deutschland immer und immer wieder bestärkt wird. Die zuvor unvorstellbaren Anschläge auf die Türme des World Trade Centers in New York und das Pentagon in Arlington am 11. September 2001 verändern nicht nur das Sicherheitsbedürfnis in den USA, sondern auch jenes in Deutschland. Es greift das Gefühl um sich, der Islam überrollt unser christlich-humanistisches Abendland. Der Humanismus, eine der größten Errungenschaften des „Alten Europa“, der über Jahrhunderte gewachsen ist, scheint binnen weniger Jahre oder Jahrzehnte vom Islam überrollt und vernichtet zu werden. Die grausamen Kreuzzüge des Christentums vergangener Jahrhunderte scheinen durch einen perfiden Terror des Islams zu uns zurückzukehren. Die Unterscheidung zwischen „Islam“ und „Islamismus“ spielt dabei in der politischen Realität keinerlei Rolle. Die Angst lässt bei vielen Menschen eine solche Differenzierung einfach nicht zu.


Hängen bleibt die im Grunde nicht neue Erkenntnis: „Man ist nirgendwo mehr sicher“, die seit 2015 aktueller als je zuvor seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland in den Köpfen der Bevölkerung festzusitzen scheint. Richtet sich der RAF-Terror der Siebzigerjahre noch vor allem gegen die Eliten des Systems, so scheinen heute „Lieschen Müller“ und „Otto Normalverbraucher“ auf der Straße gefährdet. Wer ein Fußballstadion betritt, einen Weihnachtsmarkt besucht oder sich einfach nur auf einem öffentlichen Platz aufhält, läuft Gefahr, von islamistischen Terroristen niedergemetzelt zu werden. Übertrieben? Mag sein. Aber es gibt für jede diese Gefahren mindestens einen einzigen Fall und der Rest ist Angst, geschürt von politischen Agitatoren und in die breite Öffentlichkeit getragen von unzähligen Schlagzeilen in den Zeitungen, Nachrichtensendungen und Talkshows.


Patrioten gegen die Islamisierung des Abendlandes


Die Argumentation gegen Migration bedient sich einer einfachen Ideologie: Die islamischen Ausländer, vor allem Asylanten, bringen Terror und Gewalt in unsere Gesellschaft. Sie kommen hierher, um unsere christlich-abendländische Kultur zu vernichten, und wir sind auch noch dumm und naiv genug, sie gewähren zu lassen. Das ist im Kern die Lesart aller erfolgreichen konservativ-rechtspopulistischen Bewegungen.


In dieses Schema reiht sich beispielsweise die Pegida – Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes – nahtlos ein. Am 19. Oktober 2014 wird sie als Verein eingetragen, einen Tag später veranstaltet sie ihre erste Demonstration gegen die Islamisierung sowie die Einwanderungs- und Asylpolitik Deutschlands und Europas. Als Vereinszweck ist die „Förderung politischer Wahrnehmungsfähigkeit und politischen Verantwortungsbewusstseins“ eingetragen. Der Gründer und Vorsitzende Lutz Bachmann, der zwischenzeitlich nach Teneriffa gezogen ist, setzt von Anfang an auf eine deutlich fremdenfeindliche, völkische, rassistische und rechtspopulistische Ausrichtung und Sprache. Seit 2016 ist er wegen Volksverhetzung vorbestraft. Seine weiteren Vorstrafen umfassen Einbruchsdiebstahl, Drogenhandel und Körperverletzung. In einem Interview mit der „Jungen Freiheit“ stuft sich Bachmann im Dezember 2014 selbst als „der klassische CDU-Wähler“ ein.12 Ob man diese Einschätzung teilt oder nicht, mag dahingestellt sein, aber sie steht exemplarisch für einen rechten Flügel der CDU, der sich unter der Regierung von Bundeskanzlerin Angela Merkel bis Herbst 2021 immer weniger ernst genommen fühlt.


Bachmanns Pegida ist jedenfalls zeitweise ähnlich erfolgreich wie die AfD, allerdings im außerparlamentarischen Umfeld, also auf der Straße. Auf beinahe 100 Demonstrationen über die Jahre hinweg tummeln sich fast jedes Mal mehrere tausend Teilnehmer.


Spaltung der Gesellschaft


Wie sehr die Flüchtlingsdiskussion die Gesellschaft spaltet, verdeutlicht ein Poetry Slam am 26. September 2018 in Speyer. Auf der Veranstaltung „Speyer ohne Rassismus – Speyer mit Courage“ in der Postgalerie in Speyer trägt die 14-jährige Ida-Marie Höchst einen Reim vor, der es in sich hat: „Der Neger ist kein Neger mehr. Zigeuner darf man auch nicht sagen. Rassistisch ist das beides sehr, so hört man es an allen Tagen. Wer es trotzdem wagt, wird ausgebuht.“ Als ob das nicht genug wäre, fährt sie fort: „Und die Moral von der Geschicht’: Steckt das Messer dir im Bauch, wie’s im Orient der Brauch, kannst du lauthals nur noch schrei’n, mit Rückenwind von Linksparteien: Nazis raus!“13


Die unsäglichen Reime lösen im Publikum nicht nur Buh-, sondern auch Jubelrufe aus. Da bei einem Poetry Slam Sieger ist, wer den lautesten Applaus einheimst, stecken die Veranstalter zunächst in der Klemme, weil sie diese Gedichte auf keinen Fall auszeichnen wollen. Letztlich wird Ida-Marie vom Wettbewerb ausgeschlossen, weil sie mit ihren Texten das Thema des Abends ins Lächerliche gezogen habe. Die Reaktion auf den Ausschluss fällt ebenso gespalten aus, teils wütend, teils erleichtert. Bei Facebook erfährt die 14-jährige viel Zuspruch und auch Bewunderung für ihren Mut. Es gibt aber auch hasserfüllte Beleidigungen wie: „gestörte Nazigöre“.


Kurze Zeit später sprayen Unbekannte „Nazi“ und „Fuck AfD“ an die Hauswand der Mutter. Die Sprayer unterstellen vermutlich zu Recht, dass die Mutter Nicole Höchst, Bundestagsabgeordnete der AfD, ihre Tochter beeinflusst hat.


Wie die Spaltung Deutschlands in die AfD und in „die anderen“ schon in jungen Jahren beginnt, beweist die Berliner Waldorfschule Ende 2018, indem sie das Kind eines AfD-Abgeordneten abweist, obwohl es gemeinsam mit einem Geschwisterkind bereits in den angeschlossenen Kindergarten geht. Der Fall löst eine Welle der Empörung aus. Dieses Mal allerdings nicht gegen die AfD, sondern zugunsten des Kindes. Schließlich heißt es in der Willenserklärung gegen Diskriminierung der Waldorfschulen aus dem Jahr 2007 ganz klar, dass „Waldorfschulen alle Menschen als frei und gleich an Würde und Rechten ansehen, unabhängig von ethnischer Zugehörigkeit, nationaler oder sozialer Herkunft, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Überzeugung.“ Aber an der AfD scheiden sich offenbar die Geister.29 Im Frühjahr 2019 bestätigt die Berliner Senatsschulverwaltung, dass das Vorgehen der Waldorfschule „nicht zu beanstanden“ ist. Privatschulen sind frei bei der Auswahl ihrer Schüler, solange keine „Benachteiligung aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft“ vorliegt.14




Die erste Flüchtlingskrise


Wenn von der Flüchtlingskrise die Rede ist, fallen meistens zwei Jahreszahlen: 1992 und 2015. Im Jahre 1992 erreicht die Zahl der Asylsuchenden in Deutschland mit über 440.000 einen vorläufigen Höhepunkt. Gleichzeitig beträgt die Anerkennungsquote nur noch 4,3 Prozent. 2015 ist das Jahr, in dem Angela Merkel die – neben den Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie 2020/21 – wohl folgenreichste Entscheidung ihrer Kanzlerschaft trifft, die deutsche Grenze für Hunderttausende von Flüchtlingen zu öffnen, die weitgehend unkontrolliert ins Land strömen. Ein Jahr später sind mehr als eine Million Menschen seit August 2015 über die deutsche Grenze gekommen. Zurück zum Anfang.


In der Bundesrepublik ist die jährliche Zahl der Asylbewerber in den ersten Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg vergleichsweise klein. Bis 1976 kommen maximal 16.410 pro Jahr. Erst ab 1988 steigt die Zahl wieder über Hunderttausend, bis im Jahr 1992 mit über 438.191 Asylanträgen ein vorläufiger Höhepunkt der Antragszahlen in Deutschland erreicht wird – einer Zahl, die erst 2015 überschritten wird. Damals kommen die meisten Antragsteller aus dem ehemaligen Jugoslawien.


Ab 1993 – dem Jahr des Asylkompromisses – findet zunächst ein kontinuierlicher Rückgang statt. 2005 werden 29.000 Asylanträge gestellt. Bis zum Jahr 2007 bleibt die Zahl der Erstanträge rückläufig. Sie sinkt in diesem Jahr mit 19.164 Anträgen auf den niedrigsten Stand seit 1977.15


Russische Föderation auf dem Weg


Erst seit dem Jahr 2008 steigt die Anzahl der Anträge wieder an. 2014 wird der höchste Stand seit 1993 erreicht. Die neuen Asylbewerber kommen vor allem aus Serbien und Mazedonien als Folge der Abschaffung der Visumpflicht für beide Staaten im Dezember 2009. Im ersten Halbjahr 2013 steigt die Zahl der Erstanträge auf Asyl gegenüber dem gleichen Zeitraum im Vorjahr um 90 Prozent. Die meisten Antragsteller kommen 2013 aus der Russischen Föderation, gefolgt von Syrien und Afghanistan. 2014 liegen die Asylbewerber aus Syrien an erster Stelle, gefolgt von Eritrea und Serbien. Für 2015 rechnet das Bamf zunächst mit etwa 450.000 Asylbewerbern. Schon das ist eine außerordentlich hohe Zahl, die eine entsprechende Resonanz in der Presse und in der Bevölkerung findet. So ist es kaum verwunderlich, dass es eine Welle der Empörung auslöst, als das Bundesinnenministerium im August 2015 die Zahl nach oben korrigiert auf bis 800.000 zu erwartende Asylbewerber. Auch im folgenden Jahr 2016 bleibt der Ansturm mit 745.545 Anträgen auf Asyl sehr hoch, bis er 2017 auf 222.683 Anträge sinkt. Die meisten Antragsteller kommen in dieser Zeit aus Syrien, Afghanistan und dem Irak.16


Bemerkenswert ist die hohe Anerkennungsquote. Zwar führen beispielsweise 2014 nur 1,8 Prozent aller Anträge zu einer Asylberechtigung. Weitere 24,1 Prozent werden als Flüchtlinge nach § 3 Absatz 1 AsylGesetz anerkannt, weitere 4 Prozent erhalten subsidiären Schutz nach § 4 Absatz 1, bei weiteren 1,6 Prozent wird ein Abschiebungsverbot festgestellt. Im weitesten Sinne „erfolgreich“ enden somit 31,5 Prozent der Asylanträge; man spricht von der sogenannten „Gesamtschutzquote“. Abzüglich der formellen Erledigungen ergibt sich nach Berechnungen von Hilfsorganisationen eine bereinigte Gesamtschutzquote von 48,5 Prozent. Werden erfolgreiche Klagen gegen Behördenentscheidungen mit einbezogen, werden demnach mehr als die Hälfte der Antragsteller 2014 als schutzberechtigt anerkannt.17


Ausländerhetze in der Presse


Die Ressentiments gegen alles Fremde beginnen jedoch lange vor dieser Zeit. Seit den frühen 1980iger Jahren sind die Ausländer- und besonders die Asylpolitik bestimmende, negativ besetzte Themen im politischen Diskurs. Es geht in der politischen Auseinandersetzung um eine Änderung des Grundrechts auf politisches Asyl in der Bundesrepublik Deutschland. Sie entwickelt sich aus einer zunächst vorwiegend auf die sogenannten „Gastarbeiter“ bezogenen, Ende der 1970er einsetzenden Debatte um die deutsche Ausländerpolitik. Aufgrund der steigenden Asylbewerberzahlen und der verstärkten Zuwanderung aus wirtschaftlichen Gründen erhält die Asyldebatte ab Mitte der 1980er eine neue Richtung. CDU und CSU greifen das emotionsgeladene Thema auf und führen ab 1986 eine Kampagne gegen Asylbetrug und Wirtschaftsflüchtlinge durch.18


Vor allem die Bild-Zeitung und die Welt am Sonntag tragen diese Kampagne in die breite Öffentlichkeit. Später wird dies als eine der schärfsten, polemischsten und folgenreichsten Auseinandersetzungen der deutschen Nachkriegsgeschichte bewertet. Politikern und Medien wird vorgeworfen, durch die – in weiten Teilen – äußerst populistische Asyldebatte die Stimmung gegen Ausländer angeheizt zu haben. Die ersten politischen Profiteure dieser Entwicklung sind allerdings weder die CDU noch die CSU, sondern die rechtsradikalen Parteien. Vor allem die Republikaner und die Deutsche Volksunion (DVU) profitieren ab 1989 von der Radikalisierung und Emotionalisierung des Themas, nachdem es bereits ab 1986 verstärkt zu Angriffen von Neonazis auf Ausländer kommt. Erstmals ziehen Abgeordnete mit fremdenfeindlichen Parolen in die Landesparlamente ein. SPD, FDP und Grüne wehren sich jedoch gegen eine Einschränkung des Grundrechts auf politisches Asyl. Der bayerische Innenminister Edmund Stoiber (CSU) droht, das „Ende der Einheit der Union“ würde eintreten, falls die CDU in der Asylrechtsfrage auf den Kurs der FDP und der SPD einschwenkt.19


Herrscht 1989/90 noch eine allgemeine Euphorie gegenüber den Flüchtlingen aus Osteuropa, so schlägt die Stimmung 1990/91 um. Umfragen zufolge werden zunächst eher die überwiegenden Aussiedler aus dem Osten als Belastung empfunden, doch die Unionsparteien kanalisieren die Aggressionen gegen die Asylbewerber um. Nach der Wiedervereinigung 1990 verschärft die Union ihre Asylkampagne. Es kommt zu einer Welle rassistisch motivierter, vornehmlich gegen Asylbewerber gerichteter Gewalttaten, wie den Ausschreitungen in Rostock-Lichtenhagen. Die Medien, allen voran die Bild-Zeitung, verbreiten eine panikartige Stimmung.


Zwischen Juni 1991 und Juli 1993 werden in Umfragen die Themen Asyl und Ausländer als dringendste Probleme angegeben, weit vor der deutschen Vereinigung und der Arbeitslosigkeit. Die Situation verschärft sich, als aufgrund der Öffnung des Eisernen Vorhangs und insbesondere wegen des Bürgerkriegs in Jugoslawien die Flüchtlingszahlen stark ansteigen. Dass der Höhepunkt der Asylbewerberzahlen mit der beispiellosen sozialen und wirtschaftlichen Umbruchsituation in Ostdeutschland sowie mit einer massenhaften Zuwanderung von Aussiedlern zusammenfällt, verleiht der Entwicklung eine besondere Brisanz.20


Asyländerung des Grundgesetzes


Die Debatte führt 1992/93 zum Asylkompromiss. Dieser mündet in einer Änderung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland und schränkt das individuelle Recht auf Asyl hierzulande stark ein. Am 6. Dezember 1992 vereinbaren die Parteien der Regierungskoalition, bestehend aus CDU, CSU und FDP mit Zustimmung der für die verfassungsändernde Zweidrittelmehrheit im Bundestag erforderlichen SPD-Opposition eine Neuregelung des Asylrechts unter Bundeskanzler Helmut Kohl. Am 26. Mai 1993 beschließt der Deutsche Bundestag die Änderung des Grundgesetzes und des Asylverfahrensgesetzes, das mit Wirkung vom 24. Oktober 2015 in Asylgesetz umbenannt wird. Im Kern werden dadurch die Möglichkeiten eingeschränkt, sich erfolgreich auf das Grundrecht auf Asyl zu berufen. Zudem gehören zum Asylkompromiss die Einführung des Asylbewerberleistungsgesetzes sowie die Schaffung eines eigenständigen Kriegsflüchtlingsstatus (§ 32a Ausländergesetz).21


Der Asylkompromiss von 1992 trägt durchaus zur Beruhigung der politischen Lage in Deutschland bei. Danach sinkt die Zahl der Asylbewerber erheblich, weshalb die Asyldebatte schlagartig an Bedeutung verliert. Rechte Parteien, wie die Republikaner oder die DVU, büßen ihre Bedeutung ein. Das geht solange gut, bis Angela Merkel ab 2009 ihre „alternativlose Politik“ beginnt und damit unfreiwillig zum Namensgeber der 2013 gegründeten Alternative für Deutschland (AfD) wird. Im Jahr 2015 lebt die Asyldebatte wieder stärker auf als je zuvor und bestimmt noch weit in die 2020er Jahre hinein maßgeblich die politische und gesellschaftliche Diskussion in Deutschland.




2015: Wir schaffen das


Wir schaffen das!“, sagt die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel am 31. August 2015 in der Berliner Bundespressekonferenz im Hinblick auf die Flüchtlingslage in Europa. Zu diesem Zeitpunkt kann sie noch nicht ahnen, dass diese Worte ihr politisches Handeln über Jahre hinweg begleiten werden – und dass sie nur wenige Tage danach ihr politisches Schicksal an nur einem Wochenende riskieren wird.


Einsame Entscheidung der Kanzlerin


Am 4. September 2015, ein Freitag, besiegelt Bundeskanzlerin Angela Merkel ihre politische und ihre persönliche Zukunft. Spät in dieser Nacht trifft sie eine einsame Entscheidung, die Deutschland spalten und einen politischen Rechtsruck beschleunigen wird, wie ihn die Bundesrepublik Deutschland nie zuvor erlebt hat. Es ist eine Entscheidung, die in weiten Teilen der Bevölkerung die Frage aufwirft: Wie viel Zuwanderung halten wir aus?


Daran schließen sich viele weitere Fragen an: Was sind das für Menschen, die zu uns kommen? Woher kommen sie, was wollen sie hier? Gefährden sie unsere Sicherheit, sind potenzielle Attentäter darunter? Und über allem: Droht uns eine Überfremdung, wird unsere abendländische Kultur durch die überwiegend muslimischen Zuwanderer verdrängt?


Es ist eine historische Entscheidung, die Angela Merkel am Freitag, den 4. September 2015 trifft, weil sie die Geschichte in ein Vorher und ein Nachher teilt.22 Es markiert eine Zäsur in Merkels Kanzlerschaft, ähnlich gravierend wie die Entscheidungen in den Coronajahren 2020/21. Schon kurze Zeit später wird sie als „Merkels Grenzöffnung“ bezeichnet, von manchen sogar als „Zweiter Mauerfall“. Die Bundeskanzlerin selbst spricht bald von einer „Ausnahme“. Ihre politischen Gegner propagieren den Slogan vom „Kontrollverlust“, von dem Tag, an dem der Staat die Kontrolle verliert.


Kontrollverlust des Staates


Eigentlich geht es dabei nicht nur um den Freitag, sondern um das Wochenende vom 4. bis 6. September 2015.23 Die Geschichte beginnt auf dem Bahnhof in Budapest. Schon seit vier Tagen sitzen dort etwa 3.000 Flüchtlinge im Untergeschoss des Bahnhofs fest, in Zelten auf Matratzen. Viele von ihnen haben sich Monate zuvor überwiegend aus dem Krieg in Syrien auf den Weg in Richtung Westen gemacht, um in Europa nach einem besseren Leben in Frieden zu suchen. Diese Situation ist im Grunde nicht neu, denn bis Mitte August 2015 werden schon mehr als 150.000 Flüchtlinge in Ungarn registriert.


Die Lage verändert sich allerdings, als eine Nachricht des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) am 25. August 2015 um 13:30 Uhr über Twitter verschickt wird. Darin teilt das Amt in 134 Zeichen mit, dass unregistrierte Flüchtlinge aus Syrien in Deutschland ab sofort anerkannt werden. Wörtlich heißt es: „#Dublin-Verfahren syrischer Staatsangehöriger werden zum gegenwärtigen Zeitpunkt von uns weitestgehend faktisch nicht verfolgt.“ Diesem Tweet geht am 21. August 2015 ein amtsinterner Vermerk voraus, mit folgender Überschrift: „Verfahrensregelung zur Aussetzung des Dublin-Verfahrens für syrische Staatsangehörige“, den die Regierungsdirektorin Angelika Wenzl im Bamf verschickt. Die Aussage lautet im Kern: Kein Syrer, der in Deutschland Asyl beantragt, wird mehr in das Land zurückgeschickt, in dem er erstmals europäischen Boden betreten hat.


Diese – nur für den internen Gebrauch verfasste – Anweisung gelangt in die Medien, verbreitet sich rasch und führt zu einer Welle von Anfragen. Daher sieht sich die Pressestelle des Bamf am 25. August 2018 augenscheinlich genötigt, mit dem verhängnisvollen Tweet für Klarheit zu sorgen – jedoch ohne sich der weitreichenden Folgen bewusst zu sein. Der ungarische Botschafter in Berlin fragt im Innenministerium nach, wie die Rechtslage sei. Dort kennt man den Tweet nicht und ist ratlos.


Auf der Balkanroute, dem Fluchtweg der meisten Flüchtlinge über die Türkei, Griechenland, Mazedonien, Serbien, Kroatien und Slowenien, wird die Nachricht als Einladung verstanden und verbreitet sich rasend schnell auf den Smartphones der Flüchtlinge. Zu diesem Zeitpunkt sind seit Anfang September mehr als 100.000 Flüchtlinge zwischen Griechenland und Ungarn unterwegs. Viele – sehr viele – wollen angesichts der vermeintlichen Einladung aus Deutschland nicht mehr in Ungarn bleiben, sondern verständlicherweise nach Deutschland kommen, wo sie das Amt willkommen heißen soll. Die Menschen auf der Flucht vor dem Krieg in Syrien zeigen ihre Smartphones mit der Twitter-Nachricht überall herum, auch den Polizisten und Ordnungskräften in Ungarn, wo sie festsitzen. Sie wollen jetzt weiter nach Deutschland. Die Entfernung erscheint ihnen gering, schließlich sind viele von ihnen schon etwa 3.000 Kilometer aus Syrien zu Fuß nach Ungarn gekommen. Der Tweet wird indes nicht nur von den Menschen auf der Flucht gelesen. Schon am 3. September 2015 lässt Ungarns Ministerpräsident Viktor Orbán öffentlich verlauten, die Flüchtlingskrise sei kein europäisches, sondern ein deutsches Problem. Damit übernimmt er eine politische Interpretation des amtlichen Tweets, die Schule machen soll.


Für Angela Merkel beginnt der 4. September 2015 zunächst wie ein ganz normaler Arbeitstag. Die Planung sieht vor, dass sie nach der Besprechung der Morgenlage im siebten Stock des Kanzleramtes nach München fliegt, um eine Schule zu besuchen und Startup-Unternehmer zu treffen, bevor es weiter zum Kommunalwahlkampf nach Essen geht. Für den Abend ist sie mit einer Rede auf einer 70-Jahr-Feier der CDU in Nordrhein-Westfalen eingeplant.


Es kommt ganz anders. Schon seit Tagen wird das ganze Ausmaß an Elend immer sichtbarer, das die Flüchtlingswelle mit sich bringt. Zwei Tage zuvor werden die schrecklichen Bilder eines dreijährigen Jungen, der an einem türkischen Strand tot angeschwemmt wird – bei der Flucht im Mittelmeer ertrunken – über alle Nachrichtensender verbreitet. Acht Tage zuvor entdeckt man in einem Flucht-Lkw in Österreich die Leichen von 59 Männern, acht Frauen und vier Kindern, die allesamt im Fahrzeug erstickten. Auch diese Meldung erreicht praktisch jedes Wohnzimmer in Deutschland. Die Bilder vom Budapester Bahnhof zeigen verzweifelte Menschen, darunter viele Familien, die im Elend festsitzen, aussichtslos, zukunftslos, dem Schicksal preisgegeben. Viele von ihnen skandieren über Tage hinweg immer wieder „Germany!, Germany!, Germany!“ und auch „Merkel!, Merkel!, Merkel!“, um an die Einladung aus Deutschland zu erinnern. Sie wollen nicht mehr in Ungarn bleiben, sie wollen weiter nach Westen.


In der morgendlichen Besprechung im Kanzleramt herrscht die Meinung, die ungarische Regierung habe die Flüchtlinge betrogen, als sie ihnen Fahrkarten nach Österreich verkaufen lässt, den Zug danach aber kurz hinter Budapest in der kleinen Stadt Bicske zum Halten bringt. Angela Merkel spürt an diesem Morgen augenscheinlich, dass sich die Situation weiter zuspitzen könnte, und lässt Bernhard Kotsch, ihren stellvertretenden Büroleiter, sie den ganzen Tag begleiten. Derweil formiert sich im ungarischen Bahnhof allmählich der Marsch nach Westen. Die Erkenntnis „Wenn wir mindestens tausend Mann sind, kann uns niemand stoppen“ greift um sich. Über ein Megafon, das ein ungarischer Helfer am Vortag gekauft hat, verkündet ein ehemaliger Lehrer aus Damaskus „Wir marschieren! Wir marschieren! Um 12 Uhr geht es los!“24


Derweil besteht Regierungssprecher Steffen Seibert in einer Pressekonferenz in Berlin darauf, Ungarn habe „die rechtlich verbindliche Pflicht“, die Flüchtlinge „ordnungsgemäß zu registrieren, zu versorgen und die Asylverfahren unter Beachtung der europäischen Standards in Ungarn selbst durchzuführen“. Er sagt: „Die Bundesregierung geht davon aus, dass Ungarn als Teil der westlichen Wertegemeinschaft seinen rechtlichen und seinen humanitären Verpflichtungen ebenso gerecht werden wird wie Deutschland“. Zu diesem Zeitpunkt sind die Worte im Grunde nur noch Makulatur, die ungarische Regierung hat längst die Strategie begonnen, das Flüchtlingsproblem nach Deutschland weiterzureichen. Die rechtliche Situation oder humanitäre Bedenken kümmern Viktor Orbán nicht im Geringsten. Er sieht sein Land angesichts der Flüchtlingswelle völlig überlastet, während Deutschland im Herzen Europas unbeirrt auf geltendes Recht pocht. Dieses sieht vor, dass jeder Flüchtling in dem Land, in dem er erstmals europäischen Boden betritt, registriert, untergebracht und versorgt wird. Diese Regelung ist natürlich überaus praktisch für die Bundesrepublik: Da Deutschland durchweg von EU-Staaten umgeben ist, kommt hierzulande praktisch kein Flüchtling an, während die umliegenden Staaten mit einer EU-Außengrenze unter dem Ansturm leiden. Man muss es nicht gutheißen, aber man kann in dieser Situation möglicherweise verstehen, warum Ungarns Regierungschef die Chance ergreift, angesichts des Bamf-Tweets, der öffentlich verkündet, dass genau diese Rechtslage in der Bundesrepublik außer Kraft gesetzt wird, das Problem nach Deutschland zu verschieben. Das gilt umso mehr, als diese Rechtslage faktisch im benachbarten Griechenland schon längst keine Beachtung mehr findet. Schließlich kommen die meisten Flüchtlinge, die in Ungarn einwandern, aus Griechenland, müssten also eigentlich dort verbleiben.


Der lange Marsch


Von derartigen rechtlichen und politischen Erwägungen lassen sich die Marschierer vom Budapester Bahnhof am 4. September 2015 sicherlich nicht leiten, sie wollen einfach weiter nach Westen. Bei rund 30 Grad Celsius setzt sich gegen 13 Uhr ein Tross aus rund 500 Menschen in Bewegung. Schon bald schwillt der Menschenzug auf über 3.000 Personen an, Männer, Frauen, Kinder. Die Flüchtlinge sind es leid, auf Entscheidungen der europäischen Regierungen zu warten, sie nehmen ihr Schicksal selbst in die Hand. Angesichts ihrer Flucht aus dem Krieg, ihrer verzweifelten Lage und ihrer Zukunftslosigkeit ist es ihnen kaum zu verdenken.


Indes ist die Lagebeurteilung von staatlicher Seite in Ungarn zu diesem Zeitpunkt noch indifferent. Während die hohe Politik den Abmarsch der Flüchtlinge gut heißt, versucht eine Hundertschaft der ungarischen Polizei gegen 15:45 Uhr, die Marschierer auf der Autobahn M1 bei Budaörs zu stoppen – vergeblich. Die Polizeistellung wird von der Menge überrannt. Mehrere Kamerateams, die den Tross begleiten, senden die Bilder in alle Welt.


Nun grenzt Ungarn bekanntlich gar nicht an Deutschland, Österreich liegt dazwischen. Daher marschiert der Tross zunächst weiter in Richtung Wien, das rund 250 Kilometer von Budapest entfernt liegt. Dabei ragen drei Männer in besonderer Weise aus der Masse heraus: Einer schwenkt eine EU-Fahne, einer hat sich ein Foto von Angela Merkel angeheftet und einer schiebt einen Mann im Rollstuhl. Das Bild dieser Drei verbreitet sich rasch über die sozialen Medien, wo der Marsch den Namen „#marchofhope“ erhält.25


Um 19:30 Uhr wird das österreichische Außenministerium vom ungarischen Botschafter in Wien offiziell darüber informiert, dass sich beinahe 1.000 illegal nach Ungarn eingereiste Flüchtlinge auf dem Weg nach Österreich befinden. Der damalige österreichische Bundeskanzler Werner Faymann ist keineswegs gewillt, dass ungarische Problem zu einem Problem seines Landes zu machen. Es ist klar, dass sich die Marschierer nur durch Gewalt stoppen lassen, und dass die dabei entstehenden Fernsehbilder um die Welt gehen werden. Sie werden zeigen, wie hochgerüstete Polizisten mit Gewalt gegen wehrlose Flüchtlinge vorgehen, die nichts anderes wollen, als ein menschenwürdiges Leben zu führen. Diese Bilder will Kanzler Faymann unter allen Umständen vermeiden und ruft um etwa 19:45 Uhr seine deutsche Amtskollegin Angela Merkel an. Ihm ist wohl klar, dass Österreich allein den Flüchtlingszustrom nicht wird bewältigen können. Deutschland muss seine Grenze ebenfalls öffnen, um eine Chance zu haben, den Ansturm in geordnete Bahnen zu leiten, soweit das überhaupt möglich sein wird.


Angela Merkel sitzt zu diesem Zeitpunkt auf dem Podium des CDU-Jubiläums im Kölner Festhaus Flora. Ihr stellvertretender Amtsleiter Bernd Kotsch, der sich im Publikum aufhält, erhält auf seinem Handy die Mitteilung aus dem Kanzleramt in Berlin, dass der österreichische Kanzler Werner Faymann die Bundeskanzlerin unverzüglich zu sprechen wünscht. Derweil beendet Merkel ihre 32-minütige Festrede in Köln mit dem Satz: „Eine Feier ist gut, von nun an wird wieder gearbeitet, und das kann ja auch Spaß machen.“


Nächtlicher Telefonmarathon


Auf der Fahrt zum Flughafen in einem gepanzerten Audi A8 lässt sie sich mit Faymann verbinden, der ihr die Lage eindringlich schildert. Er spricht von einer Notsituation, von den verheerenden Bildern von der Autobahn, von Gewalt und Tod. Es ist wohl diese Zeitspanne zwischen dem Aufbruch aus der Kölner Flora und der Ankunft am Flughafen, in der Angela Merkel das ganze Ausmaß der Situation deutlich wird, in der sie die drohende humanitäre Katastrophe erkennt. Es wird ihr in diesen Minuten wohl klar, dass Deutschland nicht einfach die Grenzen dichthalten kann, den Marsch der Flüchtlinge nicht an der deutschen Grenze mit Gewalt stoppen kann. Sie beginnt mit ihren Ministern und ihren Beratern zu telefonieren.
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